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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 39. — 


(Nr. 5130.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. September 1859., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Iſſelburg nach dem Bahnhofe der Coͤln-Arnheimer Eiſenbahn auf der 
Station Empel, im Kreiſe Rees. 


Au Ihren Bericht vom 14. September d. J. genehmige Ich den von der 
Gewerkſchaft der Minerva⸗Eiſenhuͤtte zu Iſſelburg unternommenen Ausbau der 
in der anliegenden Karte dargeſtellten Chauſſee von Iſſelburg nach dem Bahn⸗ 
hofe der Coͤln⸗Arnheimer Eiſenbahn auf der Station Empel, Kreis Rees, und 
beſtimme, daß das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſoll. Zugleich will Ich der 
gedachten Gewerkſchaft gegen Uebernahme der kuͤnftigen en nee Un⸗ 
terhaltung der Straße das Recht zur Erhebung eines halbmeiligen Chauſſee— 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen über die Befreiungen und der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zufäß- 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Siaats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewendet werden, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. ' 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur ‚öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Baden-Baden, den 21. September 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Zabrnang 1850. (Nr. 5130-5131.) 69 (Nr. 5131.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22, Oktober 1859, 


Se 
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(Jr. 5131.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. September 1859., betreffend die Genehmigung 
zu der Errichtung einer Handelskammer fuͤr die Kreiſe Gleiwitz, Beuthen, 
Lublinitz und Pleß im Regierungsbezirk Oppeln. 


Au den Bericht vom 16. September d. J. genehmige Ich die Errichtung 
einer Handelskammer fuͤr die Kreiſe Gleiwitz, Beuthen, Lublinitz und Pleß im 
Regierungsbezirk Oppeln. Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt 
Gleiwitz. Sie ſoll aus zwoͤlf Mitgliedern beſtehen, für welche ſieben Stellver- 
treter gewaͤhlt werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk, und ſind 
aus dem Kreiſe Beuthen fuͤnf Mitglieder und drei Stellvertreter, aus dem 
Kreiſe Gleiwitz drei Mitglieder und zwei Stellvertreter, aus dem Kreiſe Pleß 
zwei Mitglieder und ein Stellvertreter, und aus dem Kreiſe Lublinitz zwei Mit⸗ 
glieder und ein Stellvertreter zu waͤhlen, von denen zwei Mitglieder aus dem 
Kreiſe Beuthen, ein Mitglied aus dem Kreiſe Gleiwitz, ein Mitglied aus dem 
Kreiſe Lublinitz und ein Mitglied aus dem Kreiſe Pleß der Klaſſe der Berg⸗ 
werks⸗ und Huͤtten⸗Intereſſenten angehören muͤſſen. Zur Theilnahme an der 
Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſaͤmmtliche Handel- und Gewerbe— 
treibende der genannten Kreiſe berechtigt, welche in der Steuerklaſſe der Kauf— 
leute mit kaufmaͤnniſchen Rechten wenigſtens zwölf Thaler jährlich Gewerbe: 
ſteuer entrichten. Zur Gewerbeſteuer nicht veranlagte Bergwerksgeſellſchaften 
und Huͤttengewerkſchaften werden hinſichtlich der Wahlfaͤhigkeit und Wahl⸗ 
berechtigung ihrer Mitglieder, ſowie bei der nach Vorſchrift des H. 17. der 
Verordnung vom 11. 1 5. 1848. uͤber die Errichtung von Handelskammern 
vorzunehmenden Veranlagung des etatsmaͤßigen Koſtenaufwandes für die Han⸗ 
delskammer als Handlungsgeſellſchaften angeſehen, welche in der Steuer: 
klaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten zu einer Gewerbeſteuer von 
zwoͤlf Thalern veranlagt ſind. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der ge— 
dachten Verordnung vom 11. Februar 1848. Anwendung. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. - 


Baden-Baden, den 23. September 1859. 
Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5132, 
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(Nr. 5132.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. September 1859., betreffend die Genehmigung 
der von der Gewerkſchaft der „Gutehoffnungshuͤtte“ zu Oberhauſen be⸗ 
ſchloſſenen Ausführung einer Eiſenbahnverbindung der Kohlenzeche Ober— 
hauſen mit der Eiſenhuͤtte und den Kokes- und Hochoͤfen zu Oberhauſen, 
und dieſer Werke mit dem Filialbahnhofe der Station Oberhauſen der 
Coͤln⸗-Mindener Eiſenbahn. 


Kr will nach Ihrem Antrage vom 17. September d. J. zu der von der 
ewerkſchaft der „Gutehoffnungshuͤtte“ zu Oberhauſen beabſichtigten Herſtellung 
und Benutzung einer Eiſenbahnverbindung der Kohlenzeche Oberhauſen mit der 
Eiſenhuͤtte und den Kokes- und Hochofen zu Oberhauſen, und dieſer Werke 
mit dem Filialbahnhofe der Station Oberhauſen der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn 
nach Maaßgabe des aufgeſtellten Projekts, jedoch unter Vorbehalt der als 
nothwendig erkannten Modifikationen deſſelben und der von Ihnen zweckmaͤßig 
befundenen Anordnungen hinſichtlich der Art der Ausfuͤhrung, ſowie ferner unter 
der Bedingung, daß die in Folge Ausuͤbung des Expropriationsrechts etwa zu 
leiſtenden Entſchaͤdigungen von der Gewerkſchaft der „Gutehoffnungshuͤtte“ zu 
tragen ſind, hierdurch die Genehmigung ertheilen. Zugleich beſtimme Ich, daß 
die in dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. 
ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auf dieſes Unternehmen An— 
wendung finden ſollen. 8 


Baden-Baden, den 23. September 1859. 
5 Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. g 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5133.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. September 1859., betreffend die der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte Genehmigung zur Emiſſion weiterer neuer 
Stammaktien bis zum Betrage von fuͤnf Millionen Thalern. 
ER 


Massen von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. Allerhöchſt beftätigten 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden iſt, ihr Behufs der 
Ausführung der durch Allerhöchften Erlaß vom 5. März 1856. (Geſeß⸗Samm: 
lung fur 1856. S. 146. ff.) genehmigten Erweiterungen ihres Unternehmens 
die Emiſſion weiterer neuer Stammaktien bis zum Betrage von fuͤnf Millionen 

(Nr. 51325134) „ 69 * f Tha⸗ 
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Thalern zu geſtatten, will Ich zu dieſem Antrage auf Ihren Bericht vom 
18. September d. J. hierdurch die Genehmigung mit der Maaßgabe ertheilen, 
daß gemaͤß F. 9. des Statutennachtrages vom 5. März 1856. die neu zu 
kreirenden Aktien erſt Stimmrecht in der Generalverſammlung uͤben, wenn die— 
ſelben voll eingezahlt ſind, auch von der Geſellſchaft unter Ihrer Zuſtim⸗ 
mung der Zeitpunkt naͤher beſtimmt wird, von welchem ab die neuen Aktien an 
der Dividende Theil nehmen. a 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Baden-Baden, den 26. September 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


— — — ꝛ—eꝛͤ— —— — 


(Nr. 5134.) Statut für den Verband der Wieſenbeſitzer im Strombachthale, Kreiſes Gum: 
mersbach. Vom 1. Oktober 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen Behufs Verbeſſerung der im Strombachthale des Kreiſes Gummers— 
bach belegenen Wieſen, nach Anhoͤrung der Betheiligten, dem Antrage der Mehr— 
zahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
$$. 56. 57. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1843. S. 51.) und des Geſetzes 
vom 11. Mai 1853. Art. 2. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 183.), 
was folgt: 


F. 1. 


Die Beſitzer der im Strombachthale von dem Hofe Ober-Strombach bis 
zum Hofe Nieder⸗Strombach belegenen Wieſen, wie fie in dem Situations⸗ 
Plan des Wieſenbaumeiſters Boͤrner und dem dazu gehoͤrigen Kataſter⸗Auszuge 
vom 12. September 1857. verzeichnet ſind, werden zu einem Wieſenverbande 
vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſerung zu 
verbeſſern. f 4 

er 
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Der Verband hat Korporationsrechte und fein Domizil bei feinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 


F. 2. 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, die 
Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Ver— 
bandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den beſtellten 
1 anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſtzu— 

ellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen fie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
aber von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. f 

g Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt, unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen dur Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Exinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 
der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen fuͤr ihre 
Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben 
duͤrfen. 


F. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Graben, Wehre ꝛe, muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Doſſirungen und Uferrandern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile 
erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (cfr. $. 9.). 

(Nr. 5134.) Die 


— 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


9. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bil- 
den. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
fesch 1185 auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wie⸗ 
enſchoͤffen. x 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und Führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen konnen br ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

ahlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. a 
Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter befchei- 

nigte Wahlprotokoll. 


F. J. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſigeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des betreffenden Wieſenbaumeiſters zu ver⸗ 
anlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 

b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 5 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 5 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die 5 

i eſſel⸗ 
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deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu: 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 
) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wie— 
ſenſchoͤffen vertreten. 


$. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen kann der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung anſtellen, deſſen Lohn die General— 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal be- 
ſtimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beftätigung des Land— 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmächtig verandern, bei Vermeidung einer Konventional— 
ſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


F. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent- 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (ekr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge— 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt 
die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den oͤffentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

(Nr. 5134.) Wenn 


Bei 


Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein follte, fo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteüſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


$. 10, 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 


$. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
Coͤln als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniffen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


$. 12. 


Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh— 
migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Frankfurt a. M., den 1. Oktober 1859. 


(J. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. Gr. v. Puͤckler. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. Decker). 


